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Liitricbtung der Linkommen --
steuer.

Im Publikum he rösch t vielfach noch Unklarheit über
oke Verpflichtung zur Leistung von Vorauszahlungeu auf die
Einkommensteuer für das Kaleiiderjahr 1922 . Die .Steuer¬
pflichtigen find nach dem Einkommensteuergesetz verpflichtet,
bis zum Empfang des Steuerbescheides für das Kalenderjahr
1922, der im Frühjahr 1923 zugcstellt werdet! wird, auf die
Steuerschuld dieses Kalenderjahres am 15. Februar 1922 .
15. Mai 1922, 15. August 1922 und 15. November 1922 Vor¬
auszahlungen in Höhe voll je ein Viertel der zuletzt festgestell¬
ten Steuerschuld zu entrichten . Diese Vorauszahlungen richten
sich bis zur Zustellung des Steuerbescheides für 1921 — die
Veranlagung für 1921 erfolgt unmittelbar im Anschluß an
die mit dem 15 . März 1922 zu Ende gehende Frist für die Ab¬
gabe der Steuererklärungen — nach dem Steuerbetrage , der
sich aus dem jetzt zugegartgenen Stctlecbescheid für das Rech¬
nungsjahr 1920 ergibt . Tie vielfach geäußerte Ansicht , dag
die am 15. Februar 1922 fällige Rate die letzte Rate der vor¬
läufigen Einkommensteuer für 1921 bildet, ist unrichtig : die
Einkommensteuer für 1921 bezieht sich infolge der Umstellungdes VeranlagungSzeitraums auf das Kalenderjahr nur aufdie Zeit vom 1 . April bis zum 31 . Dezember 1921 . Die Rate
vom 15. Februar 1922 ist daher bereits eine Vorauszahlung
auf die Einkommensteuer für 1922 , die int Frühjahr 1923
veranlagt wird . Die Vorauszahlungen sind in bar zu ent¬
richten. Für die Steuerpflichtigen , die Arbeitnehmer sind und
deshalb dem Steuerabzug unterliegen , kommt eine Anrech¬
nung von Steuermarken und -Beträgen , die im Wege des
Überweisungsverfahrens einbehalten worden sind, nicht in
Frage . Die im Wege des Steuerabzugs verwendeten Steuer -
marken u,td einbehaltenen Beträge sind , soweit sie bis zum
31 . März 1921 verwendet oder einbehalten worden sind, auf
die Einkommensteuer für das Rechnungsjahr 1920 an Zah¬
lungsstatt Hinzugoben . Die für die Zeit vom 1 . April bis 3l
Dezeinber 192 l verwendeten Steuermarken , die bis zum 31.
März 1922 einzureichen sind, werden auf die für das Rech¬
nungsjahr 1921 zu entrichtende Einkomineiisteuer angerechnet
und die von Lohn- oder Gehaltsbezügen des Kalenderjahres
1922 nach dem 31 . Dezember 1921 einbehalteuen Steuerbe¬
träge werden nach Ablauf des Kalenderjahres 1922 auf die
Einkommensteuer für dieses Jahr angerechnet .

Im Hinblick auf die neben der Verpflichtung zur Leistung
von Vorauszahlungen für das Kalenderjahr 1922 bestehende
Verpflichtung zur Entrichtung der Einkoinmensteuer für das
Rechnungsjahr 1920 und die Verpflichtung zur Entrichtung
der vorläufigen Einkommensteuer für das Rechnungsjahr 1921
besteht folgender Rechtszustand :
1. Für das Rechnungsjahr 1920 (1 . April 1920 bis 31 . März

1921 »:
Für diese Zeit ist zu zahlen der in dem jetzt für dar Rech¬

nungsjahr 1920 zugegangenen Steuerbescheide festgesetzte
Stcucrbctrag . Auf diesen Betrag werden jedoch angerechner :

1 . die fiir das Rechnungsjahr 1920 vorläufig entrichtete
Einkommensteuer,

2. Bei Lohn- und Gehaltsempfängern die im Wege des
Steuerabzugs bis zum 31 . März 1921 einbehaltenen Be¬
trage .

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem im Steuerbescheioe
festgesetzten Steuerbetrage und - er für das Rechnungsjahr
1920 vorläufig entrichteten Einkommensteuer oder den im
Wege des Steuerabzugs bis zum 31 . März einbehaltenen Be¬
trägen ist innerhalb vier Wcchen nach Zustellung des Steuer¬
bescheides zu entrichte» .
2. Für die Zeit vom 1 . April 1921 bis zum 31. Dezember 1921

(Rnmpf - RechnnwgSjahr 1921 ) :
Für diese Zeit sind vorläufig zu zahlen drei Viertel dos

in dem jetzt zugegangenen Steuerbescheide für das Rechnungs¬
jahr 1920 angeforderten Steuerbetrags . Auf die hiernach fürdie angegebene Zeit vorläufig zu entrichtende Einkommen -
ßk-uer wird der etwa bisher bereits für diese Zeit vorläufig
entrichtende Betrag «ngefordert .

Lohn- und Gehaltsempfänger , die im Kalenderjahr 1921
lediglich Arbeitslohn in Höhe von nicht mehr als 24 000 Mark
bezogen haben oder bei denen im Steuerbescheid für das Rech¬
nungsjahr 1920 der auf die Zahlung der vorläufigen Einkom¬
mensteuer fiir das Rechnungsjahr I 21 bezügliche Satz gestri¬
chen ist, ist die vorläufige Einkommensteuer für das Rech¬
nungsjahr 1921 gestundet. Soweit sie Arbeitslohn von mehrals 24 000 Mark im Kalenderjahr 1921 bezogen haben oder
»eben dem Arbeitslohn noch sonstiges Einkommen bezogenhoben, ist die vorläufige Einkommensteuer in Höhe von 10
v . H. des Arbeitslohnes gestundet. In diesem Falle ist der
Unterschiedsbetrag zwischen dem vorläufig zu entrichtenden
Betrag und dem Betrage von 10 v. H . des Arbeitslohnes in
bar zu entrichten. Jur Wege des Steuerabzugs bis zum 31.
Dezember 1921 einbehaltene Beträge werden auf diesen Un¬
terschiedsbetrag nicht in Zahlung genommen ; jedoch sind diebis zum 31 . Dezember 1921 verwendete «; Steuermarkenblät¬ter bis zum 31 . März 1922 einzureichen.

3. Für die Zeit nach dem 31 . Dezember 1921 :
, Für diese Zeit sind am 15. Februar 1922 , 15. Mai 1922,15. August 1922 und 15. November 1922 usw. bis zum Emp¬
fang des im Sommer zu erwarte >«den Steuerbescheids fürdas Rechnungsjahr 1921 je ein Viertel des in dem Steuerbe¬
scheid für das Rechnungsjahr 1920 festgesetzten Steuerbetrages

auf die Steuerschuld des Kalenderjahres1922 zu leisten.

Lohn- und Gehaltsempfängern , die im Kalenderjahr 1821
n ««r Arbeitslohn in Höhe von nicht inehr als 24 000 Mark be¬
zogen haben und die im Kalenderjahr 1922 voraussichtlich nur
Arbeitslohn in Höhe von nicht mehr als 50000 M . beziehen
werden , werden die Vocanszahlungen auf Antrag vom Fi¬
nanzamt oder der Stellerhebestelle gestundet. Für die Be¬
gründung des Antrags genügt, soweit nicht schon die bloße
Angabe des Lohn- und Gehaltsempfängers , daß er Beamter ,
Angestellter usw. sei, der stundenden Behörde glaubhaft er¬
scheint , die Vorlage oder Vorzeigung des Steuerbuchs oder
erne Bescheinigung des Arbeitgebers darüber , daß der Lohn-
oder Gehaltsempfänger im Kalenderjahr 1922 voraussichtlich
keinen höheren Arbeitslohn als 50 000 Mark beziehen wird .

Lohit - und Gehaltsempfängern , die höheren Arbeitslohn
oder neben Arbeitslohn noch sonstiges Einkommen bezieheti,
werden die Vorauszahlungen in Höhe von 10 v . H . des Ar¬
beitslohnes auf Antrag von dem Finanzamt oder der Steuer -
hebestclle gestundet . P . A.

Die Steuerbebatten im
IReicbetag.

In der gestrigen Reichstagssitzung eöklärte zunächst auf
« ine Anfrage Zorgiebel (Soz .) Wegen der intimer erfolgenden
Verwendung einer Briefmarke mit dem Bildnis des früheren
Kaisers

Oberpostrat Legal : Die Herstelluttg der erforderlichen neuen
Wertmvrken erfordert eben große techilische Schwierigkeiten
und Vorarbeiten und erhebliche Kosten . Die Reichsdruckerei
ist init der Herstellung der neuen Starken sowie der Stouer -
marSen überlastet . Aus diesem Grunde werden die Markett
früherer Werte verwendet. Dazu gehört eine 5 Mark -Marke,
die neben dem Bildnis dcS friiheren Kaisers die Aufschrift :
„ Ein Reich, ein Volk, ein Gott " enthalt . Von diesen Ntjarken sind

k 1921 noch 1 Vt Millionen Stück vorhanden gewesen. Im De¬
zember 1921 «vor cmgeovduet worden, daß diese Wertzeichen
im . innere «! Dienst verbraucht werden sollen. Wenn nach
diesem Zeitpunkt noch Starken abgesetzt sein sollten, so ist das
ohne Wissen und entgegen der ausdrücklichen Anordnung der
Reichspost geschehen . Bei dem großen Bedarf deS inneren
Dienstes dürften diese Marken schon nahezu aufgebraucht
sein.

Das Gesetz über Berlän -ernn» der Geltungsdauer v»n De-
msbilmachungsperordnungen wird dem Ausschuß überwiesen .

Darauf wird die zweite Beratung des Bermiigenssteuerge -
setzeS fortgesetzt . —■ Die Abstimmung über den. gestern bera¬
tenen 8 16 wird noch hgnausgeschoben , ebenso über § 20 und
tz 21 (Tarif ) . — § 22 handelt von den Zuschlägen auf 15
Jahre , die an Stelle des Rolopfers treten sollen.

Abg. Dr . Hertz (Unabhängig) beantragt , bei den Zuschlägen
Vis 300 Prozent zu setzen (Vorlage 200 Prozent ) . Außerde «n
will er die Zuschläge bereits bei 100000 Mark beginnen las¬
sen' (Ausschuß 250000 Mark) .

Abg. Helfferich (Dntl .) : Die KominiffionSbeschlüsse finä» so
hoch, daß die Zuschläge tveit über das Notopfec hinausgehen .Bis 300 Prozent können die Zuschläge unter keinen Umstän¬
den belassen werden.

Abg. Höllrin (Koinm.) tritt gleichfalls für Erhöhung der
Zuschläge für große Vermögen dis zu 300 Prozent ein ; die
Belastung der hohen Vermögen sei immer noch minitnal .

Abg. Helfferich (Dntl .) : Die Rechnung des Abg . Höllein hatden Fehler , daß er Vermöge«! und Einkommen vertvechselt.
Heute ist ein Millionär eig Mann , der früher 25 000 Gold¬
mark Vermögen Hatte . Meser kommt so«nit auf 20 Prozent
Besteuerung . Redner beantragt Hinzusügung der Bestim¬
mung , daß dem Zuschlag zur Bermägensisteuer nicht unterlie¬
gen Deutsche Reichs-, Staats - u . Kommunallanleihen , Pfand¬
briefe, Jndustrieobligationen ust»., sotveit diese Wertpapiereund Hypotheken sich seit! dem 30. Juni 1919 ununterbrochenim Besitze des Steuerpflichtigen befunden haben .

Staatssekretär Dr . Z«pf wendet sich gegen diesen Antrag .
Damit blieben auch die größten Vermögen frei, wenn sie aus
solchen Papieren bestünden.

Dann »vird ojbgestimmt . Zu 8 16 wird ein Antrag Herold
(Zentrum ) angenommen, «vonach bei Ermittelung des nach¬
haltigen Ertrages insbesondere „auch" der Ertrag der letzten3 Jahre zu berücksichtigen ist . Alle anderen Anträge werdelck
abgelehnt . Die 88 16 bis 32 werden in der Fassung des Aus¬
schusses angenommen. § 23 sieht Ermäßigung der Steuer bei
kinderreichen Familien vor . Der Ausschuß beschloß, daß für
jedes zlveite und «veitere Kind 100 Mark Ermäßigung eintritt .

Abg. Körnen (US .) beantragt zu sageil „50 Mark " . Der
Antrag »vird äbgelehnt, es bleibt beim AuSschußbeschluß . § 25
regelt die Veranlagung . Abg . Fröhlich (Komm.) befürioorteteinen Antrag , daß die steuerpflichtigen Vermögen dem jewei-
ligen Geldstand entsprechend zu bewerten sind.

Nach kurzer weiterer Aussprache wird auch der Rest des
Gesetzes genehmigt.

Der Ausschuß beantragt noch eine Reihe von Entschließun¬
gen !. iy denen u . a . eine Gesetzesvorlage gefordert wird , durch
welche für das Einkommensteuer- und Erbschaftssteuergesetzund insbesondere für die Tarife diejenigen Änderungen vor¬
geschlagen werden, die sich aus der Markentwerlung als not¬
wendig erweisen. — Eine «veitere Entschließung verlangt , daßdas Problem der Schaffung einer stabilen Werbeinheit für
das ganze Wirtschaftsleben eingehend untersucht wird.

Ein « «veitere Debatte ruft noch die vom Abg. Dr . Helfferich
(Nntl . ) empfohlene Entschließung hervor, welche die Höhe deS
steuerfreien Vermögensbetrages der Geldentwertung unpas¬
sen null . — Diese Entschließung wird gegen den Protest der
sozialistischen Parteien angenommen , ebenso die «lbrigen AuS-

schutzensschließungen, di« zum Teil einstimmig, zun« Teil ge¬
gen die sozialdemokratisch « Linke angenommen werden.

Es folgt ine 2. Beratung drz LrrmigrnsznwachSstenergeset -
zeS. N« h den Ausschußbeschlüssen soll im Zusammenhangirfit der Vermögenssteuer alle drei Jahre der BermögenSzn -
«oachs veranlagt werden. Steuerpflichtig ist der BermögenS-
zuwachs, wenn er 100 000 M . übersteigt und das Endvermö -
gen mehr als 200000 Mark beträgt . Die Steuer beträgt fürdie ersten 200000 Mark Zuwachs 1 Prozent und steigt bis zu10 Prozent » bei einem Zuwachs von 1H Mllionen BLark.

Ei » Antrag Helfferich (Dntl .) , den sietlerfreien Betrag beim
Vorhandensein von mehr als zwei unterstützungspflichtigen
Personen zu erhöhen, wird abgelehnt ; ebenso die Anträge der
.Unabhängigen und Kommunisten, die eine Verschärfung de»
Tarifs verlangen .

Das Gesetz wird in der Fchsung des Ausschusses angenom¬men .
ES folgt die 2. Beratung Gesetzes ihber eine Abgabe

vom BermögenSznwachs ans der Nachkriegszeit . — Der Aus¬
schuß beantragt die Ablehnung der ganzen Vorlage.

Die Debatte über diesen Abschnitt führt zu einer lebhaftett
AuSeinandersetzutig ztvischen den Unabhängigen und Kom¬
munisten auf der einen Seit « und den Mchrheitssozialisten«Ulf der artderen Seite . Die Linkssozialisten macken den
Mehrheitssozialisten den Borwurf , daß sie jetzt auf die Be-
steuerung der Kriegsgütec verzichten wollten, »tu die Arbeiter
uitf «so mehr zu belasten.

Abg. Kahmann (Soz .) in Verbindung mit Betrachtun -
gei» über « Stvuermoral die zweimalige Eintragung eines
Kommlnu'

sten in die Al»vesenheitsliste auf das schärf sie verur .
teilt , nimmt Abg . Kaehnrn (Kom .) dies zum Attlaß , die ganz
allgeuieine Art der Listeneinzeichnung aller Parteien als un-
tnoralisch zu kemtzeichnen . Auch in der Nationallversammlung
seien ähnliche Fälle vorgekommen , an denen auch ein Zen -
trumlsabgeordneter beteiligt gewesen sei . Übrigens möchletr
die

^ bürgerlichen Parteien sich einmal ihren Minister Hermes
auseheit . Solange ein sostber Man» Miruster sei , hätten auch
die Koinmitlnisten keinen Grund , ihre Abgeordneten zu ver-
lenanen . (Stürmische Pfuirufe bei der Mehrheit .)

Minister Hermes legt unter lärmenden Zurufen der Koni-
munisten gegen die persönlichen Verdächtigungen des Abg.
Koehnen schärfste Vevtvahruug ein . Ich lehne es ab , mir mei-ne» Anstand und mein Ehrgefühl von ihm bescheinige » zu
lassen. Jmt übrigen sehe ich dem Gerichtsverfahren und der
parlamentarischen Untersuchung mit größter Rtthe «utgegetr.Di « infam « Verlöt! 7>lng scheint allmählich auf der Seite de¬
rer , die Ihnen nahestehen, zu einem Werkzeug der Bekäiitp-
futifl des politischen Gegners zu werden. (Beifall bei der
Mehrheit , Lärm auf der äußersten Linken .)

Abg. Dr . Hertz ( US .) weridet sich gegen die Erklärung des
Ministers . Als er sagt : „Wir ke^ n Verwahrung ein gegendie Unberschänrtheit" bricht bei der Mehrheit ungeheurer Lärmaus . Als der Redner fortfährt „Die deutsche Volkspartei kann
mit keinem Minister zusammenarbeiten, an dessen Ehre ein
persönlicher Makel haftet " bricht ein 'teuer Tumult attS, «väh-
rend dessen Vizepräsident Bell den Redner zur Sache ruft .Die weiteren Ausführungen gehen in djem erneuten Lür «nunter .

Der Ausschußantrag auf Ablehnnitg des Gesetzes «vird so-
dann gegen die äußerste Linse angenommen.

Es folgt die 2. Beratung der Novelle zum KörperschaftS-
steuergrsetz. Die Regierungsvorlage wollte den Steuersatz
für die Ertverbsgescllschaften von 10 auf 30 Prozent erhöh :» ;der Asuschtlß l<eantragt 20 Prog . Steuerbefreiung «vill der
Ausschuß nur denjenigen Sparkassen gewähren, «velche ihre
Geschäfte auf den eigentlichen Sparverkehr 'bsschränlen. Bei
den Ertverl 'sgesellschasten erhöht sich hie Steuer um 15 Pro -
zenö der verteilten 0>ewin»anteile . — Das Gesetz wird n« h
Yen Beschlüssen des Ausschusses nach kurzer Debatte angenom¬men .

Morgen nachmittag 2 Uhr : Zeiitnimsinterpellation über
die Zuteilung der Weichseldürfer an Polen , KapitalberkehrS-
und Umsatzsteuer.

Verwirrung der Necdtsbegritke .
Im „Bad Beobachter" schreibt Dr . Wenzler-Konsianz ullter

obiger Merschrift :
„Der hinter uns liegende Streik wird in seinen Konsequen¬

zen und Nutzanwendungen die Ösfentlichkeit noch längere Zeit
in Atem halten . Der vergangene Streik hat uns mit linzwei-
deutiger Klarheit wieder den Beiveis erbracht, daß «vir uns
einem Problem gegenüber befinden, das der Gesetzgeber allein
nicht lösen kann. Worauf Gewicht gelegt werden muß ist,
daß die Gesetze auch tvreder die moralischen Stützen bekommen»die sie tragfähig machen , nt. a . W., daß der Staat lvieder di«
Autorität bekommt , dre notwendig ist, damit diese Gesetze nicht
bloß auf dem Papier bestehen, sondern in das sittliche Bewußt¬
sein eines jeden Staatsbürgers übergehen, daß sich der ver¬
worrene Knäuel von Recht, Scheinrecht und Nichtrecht endlichwieder entwirrt utrd das rechtlich und sittlich Erlaubte kiac
von dem scheidet, was unerlaubt ist.

In großen Volksschichten hat eine Berwirrnn , der RechtS -
begriffe eingesetzt , wie sie in normalen Zeiten mrbekannt ist .
Schuld daran trägt vor allem der Krieg. Der Krieg an sich
ist dem Recht zuwiderlaufend ; in ihm entscheidet mir die bru¬
tale Getoalt . Der Stärkere siegt über den Schwieren , auch
wenn dieser Stärkere im Unrecht ist . Wo aber das ganz «
Systeni den Stenchel der Ungerechtigkeit und der brutalen Ge«
toalt trägt , da überträgt sich dieser Makel auch auf die ein-
zelnen Teile , auf alle Austvirkungen innerhalb dieser Phase ,



Dies hat und; der vergangene ftxicfl dcstärigt . Er hat viele
Unschuldige mit den Schuldigen leiden lasten oder dahutgez
rafft , er hat das Recht gebcugb und diese Beugung de» Recht»,
die mehr und mehr Bcwußtseinsinerkmal der Allgemeinheit
wurde , die das Materielle , das Gewaitkypischc immer mehr in
den Vordergrund drängte , schob in demselben MaßehaS ideelle ,
da» intellektuelle Rechtsempfinden in den Hintergrund. Die¬
ser Prozeß haNb bereits feinen Anhang gcnominen , als ein
badischer Minister in den ersten Kriegsjahrcn davon sprach,
daß eine Ausfaffung dahin ginge, die Bevölkerung zu scheiden,
in „Hamster" und in „ Rindviecher" . Die Httinster waren die
Ellenbogenmenschen, in deren Bewußtsein das Bestehen von
Borschriften zum Wähle der Allgemeinheit nicht mehr Iebl)aft
empfunden wurde , denen es kaum gegenwärtig war , daß sie
ein Unrecht begangen , das allerdings inuner weniger als sol¬
che» empfunden wurde , je größer ihr Kreis wurde und das
schließlich zum allgemeinen tlbdl wurde , als - ic Not immer
ntAhr um sich griff . Die andere Kategorie bestand aus den¬
jenigen , di« noch glaubten , das Recht hoch batten zu müssen ,
bis ihre Zahl immer mehr zusaimnenschmolz und der Kampf
um das tägliche Broll sie zwang, mit den Wölfen zn heulen.
Dieses formale Unrecht hatte sich doch sehr als Recht im all¬
gemeinen Boltsempfinden festgesetzt , daß — um ein Beispiel
zu nenne » - ein Landeskommiffar, der einmal in össtntlicher
Versammlung behauptete, »uv von rationierten Lebensmit¬
teln gelebt zu baiben, von der ganzen Gemeinde ansgelach«
wurde .

Dieser Kamps zwischen dem Gesetzgeber und de », einzelne»,
zwischen dein , was im Interesse der Allgemeinheit hätte ge¬
schehen solle» und dem Egoismus des einzelnen , hat bekannt¬
lich damit geendet, daß wir nach dem Kriege eine „Zwangs¬
wirtschaft" batten , die in Wirklichkeit nur noch eine scheinbare
>var, so daß eS, da die moralischen Stützen längst gebrochen
waren , kein Ereignis mehr war , als dieselbe ihr „ossiziclles"

Ende fand.
Ter Mann , der draußen im Felde stand, z»ba »sc seine Fa-

milic der Not überließ , der konnte es nicht a !s recht empfin¬
den, wen », andere, die an seiner Seite hätten stehen müssen ,
in der Heimat keine Entbehrungen durchkosteten , dagegen Ge¬
winne entstellten, die nicht ihm , dem „ Reklamierten "

, hatten
züsallen sollen , sondern in erster Linie jenem , der die Wun -,
den des Kriegs vom heimatlichen Boden abgehalten . Der Mann ,
der einst freudig hinauszog , mit dem Wunsche , alles binzu-
gebe » , das Bewußtsein im Herzen, daß der „ Dank des Vater¬
landes " ihm gcioiß fei , der konnte es nichi als ein Recht emp -
sinden, als er mit zerschnndenen Gliedern deiinkchrend alles
andere erntete , als den — Tank des Vaterlandes .

Das durch eine solche Kriegspolitik irre geleitete Volk, da? in
den 14 Punkte » des amerikanischen Präsidenten Erz gesunden
zu habe» glaubte , empfand es als « in llnrccbt , als sich diese
Punkte wächsern erwiesen, tind in der Glut von Hatz und Fa¬
natismus, ' die in Versailles cmporloderte» , zn einem N :cbtS
zufainmenschinolzen; cs empfand «s als Unrecht , daß der
westeuropäische sieghafte Kapi .wlismus ihm , dem irre gelei¬
teten Volke , das bereute , obwohl es nicht wußte , uxmiu, , den
Fuß anf den Rallen setzte , daß cs stöhnte .

Der Ereignisse stürmten zn viele aus das Volk ein . Kein
c

' nzigcr von uns wird sich rühmen können, di« Geschehnisse deS
letzten Jahrzehnts ganz in sich ausgenommen zu haben. Wir
haben in diesem Jahrzehnt die Geschichte eines Jahrhunderts
erlebt . Diese Überstürzung hat ihre Ursache in dem Kriege, der
nicht nur zu lange gedauert , sondern auch zu lauge ver¬
schleiert, zu lauge einen günstigen Verlaut genommen tvnt , als
daß das Volk an eine Niederlage hätte glauben können,
so daß e? nicht in sich hatte anfnehmen können, daß in diesen :
Sturme das Kaiserreich morsch geworden und die Ereignisse
des November 1918 weniger eine Revolution waren , den » rin
Zusammenbruch, dessen Urheber der Revolutionär „Krieg"

gewesen war . So wurden diese Ereignisse in manchen Kreisen
als ei » Unrecht aufgesaßt, das heute noch nicht verziehen ist,
ein Umstand, der der Verwirrung der Rechtsbegriffe die Krone
aufgesetzt hat .

Es wäre falsch, wollte man bei Krieg und Revolution als
den Urhebern der Rechtsbegvisfsverwnrung stehe» blei¬
ben. Wir niüffen weiter zurück . Wir müssen die
Beschaffenheit der Atmosphäre erkennen, aus der her?
aus der Krieg geboren ward , dann müsse » wir sagen : Der
Krieg war nicht nur Ursache , sondern auch Wirkung . Auch in
der Zeit vor dem Kriege waren Recht und Gerechtigkeit bereits
erschüttert . Auch dort finden wir schon die beiden Träger der
Rechtsverwirrung : den Egoismus und die Not. Egoismus und
Streben nach dem Höchstmöglichstei» Gelvinn auf der einen
Seite und auf der andern Seite die Rost welche als erklärliche
Reaktion auch hier den Hang zum Materialismus und das
Streben nach dem größten Gewinn fördert . Diesseitsorientie -
»u»g überall , Entseclung , Mechanisierung, Zurückdrängen des
Idealen und Verwirrung der Rechtsbegrisfe. Die sich stei¬
gernde Intensivierung der Produktion führt zur Verfeinerung
der Gebräuche, Luxus wird zur Notlveudigkeit, die Ansprüche
des einzelnen steigen . Dazu reichen aber die Mittet » ich! ans ;
das Trachten des Unternehmers geht dahin , das stehende Ka¬
pital auszunutzen und de» Fonds für die Löhne nicht in dem
Maße anwachsen zu lassen , »sie den Fonds seines Gewinns ,
der gestiegenen Risikoprämie. Dies hinkende Verhältnis emp¬
findet der Arbeitnehmer als ein Unrecht , Er bäumt sich auf
dagegen und , da die Valuta des „Rechts" in seine» Augen
bankrott gemacht hat, pocht er ans die Gelvatt . Er organisiert
sich . Die Organisation soll die Macht ersetzen an der es dem
eitlzelnen gebricht . Der Unternehmer seinerseits ist nicht ge¬
neigt, die alten traditionellen Vorteile allfzngeben . Durch
die Massenproduktion, durch die Vermehrung des stehenden
Kapitals — so argnmeuriert er ist das Wagnis der Pro¬
duktion größer geworden. Deshalb beansprucht er eine größere
Risikoprämie und er empfinde: es seinerseits wieder alb ein
Unrecht wenn seine Hilfskräfte es wagen, ihut in den Arm
zit fallen . Und er nkinint den Kampf anf , um feine „ Rechte "

zu wahre» . Er organisiert sich. Der Kampf zwischen „Kapital "
und „ Arbeit " beginnt .

Di « Eniwicklung zlun Großbetrieb führt aber aack ; u »i
Kampf zwischen Kapital und Kapital . Der Konkurrenzkampf
lvird schärfer. Das Kapital un erbietet fick gegenseitig. Der
„ lachende " Trir . e zunächst ist der Konsument . Bis schließlich
der Kamps mit einem Kompromiß endet. Kapital findet sich
zu Kapital . Es entstehen Kartelle, Trusts , Fusionen, Inter -
essengemc>i» schafteu . Es herrscht die Mach, und das Recht ist
eine iinaginüre Größe geworden. Der Konsitincut findet sich
damit als einer SelbstverstäudliHksit ab und er fragt nicht
darnach, warum das- Petroleum oder das Eisen wieder teurer
geworden ist.

Dir Kartellbildung schreitet selbst über die Grenzen der
einzelnen VolkSwirtschaf .en hintoeg , wird international . Und
dennoch bestehen die Schranken zwischen den Staaten fort .
Das Gefühl der Schnksalsverbuudenheit innerhalb der einzel¬
nen Staaten schließt diese gegen andere ab . Der Wettlauf
wird international und unter den beste» Läufer » beginn , der
Kampf untereinander . Hier entscheidet wieder»»» kein Recht
und kein Schiedsspruch, sondern die Gcn-att . Dir Gewalt bat
auch den vergangenen Krieg entschieden, . der - auK wirtsö -afd-
lickien Gründen entstanden nt . Krieg und Frieden sind die

Niederschläge unserer Zeirepoch «, denn der „Krirdeusvertrag ",
der uns heute niederhält , ist das typisch« Produkt und der
schärfste Exponent dieser Zeit. Er ist das Grundübel, dos u«S
de » Weg aus dieser chaotischen Gewalt- und Machtsphäre »er.
bau », er ist das Barometer der allgemeinen RechltSberwirrung,
ein Vertrag, der salanse er besteht, , das Rechtsgesühl aller
Länder , »arah in Deutschland erdraffeln muff . Er ist die
große Ungerechtigkeit, die i», Unterbewußtsein eines jeden
Einzelnen haftet . Er ist größtenteils der Urheber der Not in
Deutschland und somit auch rein äußerlich der Förderer des
Gegcilnlittels , der Gewalt .

In diese Sphäre hinein muß auch das letzte Ereignis ge¬
stellt werden : der Vramtenstreik ! Das Wort ist ein Unding.
Ein Widerspruch in sich, überflüssig dies zu begründen . Der
Staat , der seine Beamten streiken läßt , frißt sich selber anf .
Der Beamte , der im dematratischen Staate streikt, streikt gegen
seine Volksgenossen , streikt Degen sich selbst . Eine Rechtsfrage
war dies nie mid kann es nie sein . Aber die Verwirrung der
Rechtebegriffe macht sie zur Machtfrage .

Eine reine Machtsrage war dieser Streik für ein Häuflein
Radikaler , das ihir anzettelte , ein « Unmöglichkeit wäre seine
Durchführung gewesen, wenn die große Masse der Streikenden
hätte unterscheide» können zwischen Recht und Unrecht, zwi¬
schen Rech» und Gewalt .

Wohin diese Verwirrung der Rechtsbegrissc führt , ist offen¬
sichtlich. Druck erzeugt Gegendrtick , Unrecht schafft Unrecht ,
Gewalt führt zn Gewalt zum Kriege aller gegen alle. Hier
gilt es ein Hakt zu gebieten. An dib Stelle des Kampfes muß
die Versöhnung » nd die Verständigung treten . Ec- innß hin-
riiigelragen werde» der christliche Gedanke des SvlidariSmus ,
der das ganze über die Teile skellt, ohne die Verkümmerung
der Teile zu wollen , der nicht „ ach Gewalt strebt, sondern mit
Liebe auszubauei , sucht, der das Unrecht lötet und die Fackel
des Rechts wieder auslenchten läßt , der chriitliche Gedanke
des Tolidarismus , der ater von unten anfgebaut werden muß,
der beginnt mit der Versöhnung der Klanen und der Über¬
brückung der Fnierefsengegensätz« zwischen den einzelnen Stän¬
den und Isinanssührt zur Versöhnung der Völker , der nicht mH
materiellen , sondern mit geistigen Waffen kämpft, die unver¬
drossen hä»,mern müssen anf die Stützen von Krieg ilnd Re¬
volution , das sind Klassenhaß, Enlbristlichnng und Mammons -
sucht und die mH Keulcnsck lägen donnern müssen gegen das
Ballwerk de« Haffes, de» MnmmoniSmnS und des Unrechts:
den FrirdcnSvertra , «on Versailles , bis dieser zu Schut : und
Asche zusammensinkt !"

Semeindepolit . Rundschau.
Wvhnungsfürforge der Augestelltenversicherung

Was aus dein Gebiete der sozialen Fürsorge durch die An-
gestclltenversicherung bisher geleistet wurde , ist nur wenig in
die Öffentlichkeit gedrungen und den Mitgliedern kailin be¬
kannt . Zur Durchführung einer großzügigen Augesielttcn-
Sicdltingspolilik wurde schon 1917 die gemeinnützige Aktien -
gesellsitMft für Angeftellten-Heimstätten (Gagfah ) mit eniem
Grundkapital voit 1 Million gegründet . Hierzu kamen 1920
iveitere 4 Millionen zinsloser Darlehen , so daß die unmittel¬
bare, , Barzuiveiidunqen 3 Millionen betragen .

Der Hauptwerk der Mitarbeit der Angestelltenversicherung
liegt aber iit dem festen und billigen Hnpothekenkredit, der aus
den Kapitalrücklagen der Versicherung den Heimstädten -Tied -
lnngen zur Versügiing gestellt lvird. Die „ GngfaN " ist in der
Lage , den Gemeinden günstige Darlehen zur Förderung und
Finanzierung der gemeinnützigen Bautätigkeit zu gewähren,
sofern genügend Äiigestcllte davon Nutzen haben . Nur aus
diese Weise ist es möglich gewesen, trotz der ungünstigen Preis¬
gestaltung ans dem Baumarkt eine größere SiedlnngStätigkeit
in allen Gebieten des Reiches , namentlich in den größeren
Städten , zn cnlsalten . Tie „Gagfaff" ist heute das grüßte
Siedlungsunternehmen des Kontingents .

Die Reichsversicherungsaiistalt für Angestellte hat in , Jahre
1920 zur Förderung des Wohnungsbaues iiahezu 70 Millionen
Mark zur Verfügung gestellt , und zivar : Hypothekendarlehen
an gemeinnützige Bauvcreinigunge » 0 OMI 730 Mark , Kommu¬
naldarlehen 68 701 000 Mark , sonstige Beteiligungen an Bau -
Vereinigungen, Ziuvendungen an die „Gagfah " 1 003i >00 Mark.
Am Schlüsse des letzten Geschäftsjahres waren von der „Gag¬
fah " schon 1723 Wohnungen sertiggestellt und bezogen , denen
im sausenden Geschäftsjahr weitere 1900 folgen- sollen . Tic
„Gagiah " stellt danach ai » der Spitze aller gemeinnützigen Bau¬
gesellschäften und dürfte in nicht zu ferner Zeit eine der bedeu-
tendiien gesäsitflliehen ünteritehmungen Deutschlands werden.

Tie Zahl der Wohnungen ist es aber nicht allein , die den
Angestellten die „Gagfah " so wertvoll macht , im Eharakter der
letzteren itt vielmehr das Wesentliche der Kampf gegen die
Mietskaserne in de« Großstädten . Der größte Teil der An¬
gestellten war früher einfach gezwungen , in den Mietskasernen
zu wobnen, da er immer mit einem Stellungs - und damit auch
Ortswechsel rechnen muß ; dann aber stehen ihm atich die zum
Erwerb eines Eigenheims erforderliche» Mittel in der Regel
»licht z»tr Verfügung . So vtieben die großen Vorteile , welche
die Besitzer von Einzelivohrihäusern den Bewohnern der Miets¬
kaserne gegenüber voraus haben, den Angestellten fast voll¬
ständig versagt. Mit der Einsührnng der Angesteütenversichc-
rung ist aber auch hierin ein Wandel eingetreten und dem
Angestellten die Möglichkeit gegeben, mit ganz geringer Ka¬
pitalbeteiligung sich ein eigenes Hein» zu grüitden . Das Glück,
das hierdurch vielen tausend Angestellten zuteil wird , kommt
aber nicht diesen allein zugute , sondern die Gesamtheit unseres
Volkes hat bei der gegenwärtig herrschenden außerordentlich
großei» Wohnungsnot von dieser weitblickenden Angestellten-
Siedlungspolitik erheblichen Nutzen . Mögen diese »» großzü¬
gigen Unternehme» auch in Zukunft » eiche Erfolge beschieden
sein. E. F.

Ei« Städtestreit um Hasknansagkil.
KK . Zwischen de» Städten Düsseldorf und Neuß tobt zur¬

zeit ein seltsamer Streit . Neuß will einen Geländestrerfen
vom Düsseldorfer Gebiet nach Neuß umgemeindcn . Mit dieser
Neuigkeit wurden vor einigen Tagen Rat »»nd Bürger der
St, «dt Düsseldorf überrascht. In der Tat betreibt (wie der
„ Kölnischen Zeitung " geschrieben lvird) Neuß die Iliitgemein-
duug eines Geländestreifens an der Erslkalia !inü »d»uig. Der
Verkehr der Hasenanlagen der Stadt Neuß nimmt seine»
Weg zum und vom Rhein durch die Mündung des Erftkanals ,
die nicht ans Neuster, sonder»» aus Düsseldorfer Gebiet liegt.
Unmittelbar au die Mündung schließen sich nach Norden die
Düffeldorser linksrheinische» Werstanlagen . Heute liege» d»e
Dinge so, daß Tüssekdors diese Anlagen ertveitern will , daß
aber auch gleichzeitig Reuß eine Erweiterung seiner Hafcn-
arlagen betreibt , »»nd dazu die Erftkanalinündnng auf Neußer
Gebiet bringen will . Zweifellos spielen in diesem Ncnßer
Entwickeluitgsdrang auch die Stad ! Köln und ihre neuen gro¬
ße » Hafenpläne eine Rolle.

Ter Vertreter von Neuß hat jüngst in Berlin geltend ge-
macht . daß Neuß von Köln und dessen Hafeuanlagrn cidröckt
werde; wen» -nicht eine Umgemeindnng der Erftknnalmnudüng

»»ach Reuß durchtziisetzen sei . Das Gelände an der Erftkanal -
mündung , das bei einer solchen tlmgemeintzung ,u BetraT -
kommen würde und auf Düffeldorser Gebiet siegst, ist von V -
Stadt Neuß in aller Äille . angekaust worden. Auf diesen»
Besitz fußend» sucht nun Reuß die Umgemeindung bedkbU Re¬
gierring und der Volksvertretung zu betreiben .

Auf dem Düffeldorser Ra »ha »»se sagt man aber , daß ei ’-
solche Nnigemcindung von Düsseldorf nach Neuß schon
dem Grund unmöglich sei . weil Düsseldorf schon früher gerade
für dieses Gelände bei der Regierung die Enteignung tean -
»ragt habender spätere Ankauf dieses Geländes durch Neuß
könne den srüberen Düffeldorser Antrag auf Enteignung » ich»
unterbrechen . In der Neuster und in der Dün .-dorser Presse
»verden nun in den letzten Tagen spalteniange Erklärungen
und Aktenstücke verössentlicht, »m das Rech» der ein,» » nd der
andern Stadt zu vertreten . Die Stadt Nenß mein darauf
hin , daß die Stadt Düsseldorf sich mit ihre » lraqen Werstanln .
ge» vor den Neußer Hafen legen lvolle . Das würde bedeuten,
daß jedes Schiff erst durch den Düsseldorfer Hafen dei » Neußer
Hafen erreichen könnte. Daß man nur durch den Laden seines
Konkurreuten in seine eigenen Verkauisräume gelMtgei »
könnte , sei ein absurder Gedanke. Dagegen sagt die Stadt
Tüffeldorf , solche Vergleiche gingen völlig daneben ; den Reu-
ßcr Belangen geschehe nicht der geringste Abbruch dadurch,
daß Schiffe an der Düsseldorfer Werft und den Hafenanlagen
vorbeifahren müßten , ivenu sic in den Neußer Hafen wollten.
Ans einem solchen Zustande könne Neuß keinen Nachteil für
sich herleiten . Dieser Streit in Bürgerschaft und Presse der
beiden Nachbarskädte lvird teils mit bitterem Ernste , teils auch -
mit Humor geführt . „Auch nicht ein Fuß breit Düsseldorfer
Gebiet darf an Reuß abgetreten lverden"

, ist i » einer Ent¬
schließung zu lesen. Die Hasen,emeinschaft zlvischen Düffel-
darf und Neust , über die bereits ernstlich verhandelt worden
umr, wird wohl für immer voudei sein . 2iie erste Entscheidung
in diesem Streite liegt bei der Regierung ; sic must jetzt über
de » Antrag der Stadt Düsiewori aus Enteignung des strittige»
Geländes an der Ersikanallnündung l>efinden.

Dolitiscbe Neuigkeiten .
Genu « .

Ehltniberlain bestätigte gcster,i nachmittag in» englischen tln »
terhause , dast LI»pd George vor der Abreise zu der Konfereit»
» tu Genua int Unterbause eine Abstimmung über die Politik
der Regier » » ,, anf der Konferenz slöttfinde» lasten wertze »
Die Vertreter Grostbritaiinieiis ans der Koilfcrenz würden
sei » : der Premierminister Lord Curzon und der Srhatzsekretär .
Chantbcrlain fuhr fort : Ich ergreife diese Gelegenheit , »im
dem Sause mitznteilen , dast der Premierminister nach der
Rilbe, die er aus ärztlichen Rat nehiucn mußte , aus seinem
Platz im Nnterhanse am April sein wird ^Lebhafter Bei¬
fall !. Er lvird sodann sofort die Ansicht des Hauses über die
Politik der Regierung bezüglich ttzenna einholen . Auf eine
Anfrage Clynes erwiderte Ehanrberlain , das in Cannes vor¬
bereitete Programm sei veröffentlicht worden . Eine - weitere
Prüfung der Vorschläge , die der Konferenz unterbreitet lver-
de» sollen , finde durch die Sachverständigen der Mächte gegen¬
wärtig i » London statt . Diese Arbeit sei noch nicht beendet .
Das Parlamentsmitglied Wadgewood fragte , ob irgend eine
Anfrage dein Parlament unterbreitet werden würde . Cham»
berlain erwiderte , ein Antrag werde unterbreitet werden,
woritt die Frage gestellt werde , oh die Regierung in dieser An¬
gelegenheit das Bertrauen des Hauses besitze oder nicht. Da »
gesinnte Haus werde anerkennen , dast cs für den Prcinier »
minittc - »inmöglich sein werde, im Amte zu bleiben , wenm
irgend ein Zweifel an seiner Autorität bestände.

Finanzkontrolle ?
* Havas meldet : Die Reparatioiiskomutissiou hat bei ihren

Beratungen über die Zahlungen Deutschlands im Jahre 1863-
bereits Entscheidungen getroffen , die darauf hinauslaufen , de»
Hauptgruntzsay einer Finanzkontrolle über das Reich, beson¬
ders über die Zölle zuznlaflen . Außerdem wird Deuischland
verpflichtet sein , den Fehll>etrag von nicht ausgeführte » Na-
tnratliefernngen in bar zu bezahlen. Für daS Jahr 1932 soll
Deutschland ein Meiirorandnm aus der in Cannes vorgesehenen!
Grundlage gewährt werden , nämlich 729 Millionen Goldmark
i » bar und 5430 Millionen Goldmark in Waren anstatt dev
2 Milliarden ltzoldmark und 26 Prozent für die Ausfuhr .

Die Ironkcrenz der LmSbrungsminister .
Über &i’i , -Verlauf der gestrige» Sitzuilg der ErnährungS »

ministcr teilt der „Vorwärts " mit, daß sich sämtliche Länder
mit Ausnahme von Bayern , dessen Verlreter eine endgültige
Siellungltnhine sich vorbehiclt, für dir BejbelMltung der Ge-
trebde -nmlage anssprachen . Von verschiedenen Seite » wurde
sogar verlangt , daß der gesamte Bedarf an Brotgetreide durch
dj « Umlage gedeckt werden solle . In bezug aus die Kartoffel »
Versorgung wurden Maßnahme » gefordert , um für das kom»
mende Wirtschaftsjahr die Versorgung der Bevölkerung mit
Kartoffeln zu angenlessenen Preise» zu sichern . Eine Ent »
schließnng, die cinftiinmig angenommen wurde , fordert voml
Reicksernährungsministeriutn bestimintc Vorschläge für die ErS
saffung der Kartoffeln . Tie Verhandlungen her KonferenH
-lverden fortgesetzt.

Vitteres vom letzten Streik .
„Früher gehörte eS"

, so schreibt die ^ ,,Frks. Ztg .
"
, „zu der»

auerkaiiuten Gewerkschaftsregelu, bei Straikbrschlüffe« auch
dasür zu sorgen, daß lebenswichtige Teile des bestreikten (Bu
triebs aufrecht erhalten , die sogenannter» NotshandSarbeite»
im Interesse und zum Wohle der Mgemeinheit durchgesührß
würden . Run haben zwar unter den Nöte»» und Bedräng¬
nissen der Nachkriegsjahre mancherlei gute Gepflogenheit «»»
ruhigerer Zeiten starke -Beschränkungen erfahren und manch«!
tüchtige und vernünftige Kampfregel , aus jahrzehntelaitgetz
Erfahrung geboren, wurde von stürmisch drängenden Gruppe »
hei rasch einander folgenden Lohnstreitigkeiten über den -Hau .
fei» geworfen . Aber die völlige Stillegung lebensnotwendige «
Betriebe — diese äußerste Rücksichtslosigkeit gegen Unbetei¬
ligte , die verantwortungslose und leichtfertige Asisperrung von
Nahrung , -Licht und Wasser auch für Kranke und Säuglinge
blieb dem unsinnigen letzten Eisrnbahnerstreik und dem gleiW»
zeitigen Ausstand städtischer Arbeiter in Berlin Vorbehalten .
Über die Wirknngrn dieses Vorgehens werden sich die -Betei¬
ligten nachgerade nicht mehr im Unklaren sein , der Katzen¬
jammer hat sich längst eingestellt. Nichtsdestoweniger bleibt
eS Pflicht, zur Wahrung und Mahnung zu verzeichnen , was
an Dokumenten über die Folgen jenes verhängnisvollen Be¬
ginnens bekannt wird . -So gibt die „Deutsche Medizinische
Wochenschrift" ein Verzeichnis von Kranken des August«.
Hospitals in Berlin , dir durch den Streik gesundheitlich schwer;
gesäMpigt worden oder unter seine « Wirkungen gestorben sind.
Die unmittelbare« Ursache« der Kronkheitsverschlimmernngen,
der Rückfälle oder des Tode« waren Erkiiltuug wegen emSsal»
lrnder Heizung, Unmöglichkeit , Kraute - zu staden, Unmöglich »
kelt. OperotionSinstrnment «. sterilisieren . Alle diese «ng



ZI » Flicht " Bunden *ebitten zur »rittet « «« pflegungeklaffe,
jfc wohl zu den gleichen sozialen Schichten , and denen sich die

' Ktreit«»>den rekrutierten . . . . . Man braucht nicht auSzufüh-
ma , daß «eben diesen akteneniitzt, frschchlleSten Opfern einer
«GGÜleten StrrikauSdehnung unzihtiAe Fälle Sillen Dulden»
Iti üOenttichkett «»bekannt bleiben werden . Gibt es ein
Recht , hilHase , «ebrechiiche «» itmenschen in die ä » Herste Le -
»enS»«G>chr» M Mn in de« Tch »u stoßen ?"

Brurze poUt. VlscKricbten.
» DantfchlatchK « ertrete» in Washington. Der ReichSprä-

«idrnt hat Geheimrat Dr . « tebfevtt zum Botschafter m
Washingtcm ernannt , nachdem di «sein das Agrement der ame¬
rikanischen Regierung erteilt worden war . Die Retchsregte-
rung trug hierdurch den vielfach, geäußerten amenkanische»
Wünschen Rechnung, daß für diesen Posten ein hervorragender
« crtreter des deutschen Wirtschaftsleben « in Aussicht genom-
»nen werden möge . Durch die Entsendung des für den Wie¬
deraufbau Deutschlands bedeutungsvollen Mannes brachte die

deutsche Wirtschaft den Interessen der Politik ein dankens¬
wertes Opfer .

* Der neue Staatssekretär für Indien . Earl Winterton
ist zum Staatssekretär siir Indien ernannt worden . Der
am 4 . April 1883 geborene neue Staatssekretär zählt politisch
zu den Koalitions -Ünionisten.

verständlich, daß für den Südwesten — Baden, Württemberg
und Pfalz — ein einheitliches Gebiet geschaffen » trd . Sind
die Bezirke kleiner, etwa wie die preußischen Provinzen , so
beibt Baden von selbst allem . Es hat aber keinen Zweck, über
die strittige Abgrenzuugs - und Zuständigkeitsfrage zu reden,
solange im Reichswirtschaftsrät nicht die Entscheidung über
die wichtige Frage des Unterbaues gefallen ist . Man behan¬
delt zurzeit die Frage der paritätischen Zusammensetzung von
Handels -, LandwtrtschaftS- und Handwerkskammern , wogegen
sich in diese» Kreisen lebhafte Widerstände regen . Zum
Schlüge weist der Minister darauf hin, daß die Landedauf -
tragsstellen wohl kein « Arbeit mehr haben werden , sobald das
Bemelmannsche Abkommen über den Wiederaufbau durchgr-
sührt und auch auf Frankreich ausgedehnt sein wird.Die wettere Aussprache dreht sich hauptsächlich um die Lehr -
lrngssrage , den Rätegedanken und den Achtstundentag.Die Eiuzelboratun , führt zur Genehmigung des Titels XIGewerbe u«d Handel .

Debattelos passiert Titel XIII LandeSstatistik.Bei Titel XIV Überzangswirtschaft kommt es zu lebhaften
AuSeuiandersetzungen zwischen Landbund und der linken Settedes Hauses ich« die Frage der Brennholzversorgung .Unter großer Unruhe erfolgt schließlich ein Zusammenstoß
zwischen Zentrum und Sozialdemokratie . Rach Erledigungdes Titels protestieren die weiblichen Abgeordneten dagegen,daß der Abg . ,rischer -Meißenheim (Landbund ) unangebrachte
Bemerkungen über die unabhängige Abgeordnete Frau Unger

Badische Illebersicbt.
Kadiscber Landtag .

DZ . Kartöruhe , 20 . März .
In der gestrigen Rachmittagssitzung sprach zunächst Abg.

Fischer - Freiünrg (Z .) . Er forderte Achtung vmr dem Przvat -
«igrntum . Den Handwerkern dürfe man es nicht verübeln »
wenn sie sich zusammenischlicßen, um bessere Preise zu erzielen .
Das Institut für rationelle Betriebssührung habe viel Segen
gestiftet. Die Wünsche des Handels bewegten sich »reist aus
»cur Gebiet des Berkehrswesens . Vielleicht wäre es möglich ,
jm Benehmen mit den anderen süddeutschen Staaten auf eine
Staffelung des Witertarifs hinzuwirken . Die Razzien nach
zurückgehaltenen Waren würden von Seiten der Kaufmann -
Schaft als kränkend und verfehlt bezeichnet. Der Kaufmann
vermag bei der heutigen Markentwertung nicht mehr ohne
Risiko zu arbeiten . .

Abg. Mlser sD. Vp .) : Rur die freie Wirtschaft und die Ar¬
beit im einzelnen tonnen uns wieder vorwärts bringen . Bei

Mnsschreibungen der Behörden werderr vom Kaufmann und
Handwerker vielfach feste Preise verlangt . DaS ist ein Ding
der Unutöglichkeit . Mit der Bezahlung ausgeführter Letstun -
aen sollte man schneller bei der Hand sein . Die Lage Ler
Handwerker und des klciireren Handels wird ins richtige Licht
gerückt , wenn man die Entwickelung der Bankhäuser gegen-
überstcllt, die eineir Reubau nach dem anderen erstellen können.

Abg. Gärlacher (Z .) legte dar , daß es unrecht sei , hem klei¬
nen Kaufmann und Handwerker die Schuld an der Teuerung
zrtzuschreibcu. Schon heute klagten diese Kreise üb« Geld¬
mangel . Sie seien außerstande , ihre Lager aufzusüllen . Rot
und Sorge seien in die Reihen des Mittelstandes etngrzogen .
Redner wünscht die baldige Neuregelung de? Verdingangs -
wesen- . Im Oberlande klagten die Handwerk « Wer man¬
gelndes Entgegenkommen des Badenwerkes .

Abg . Frendenberg (Dem .i legt mit den anderen Rednern
grösstes Gewicht darauf , daß das Privateigentum hochgehalien
Wird . Der Gradmesser unseres Wirtschaftslebens sei die Geld¬
entwertung . Eine weitere Gefahr bildet die Geldknappheit , die
bei weiterer Zersetzung unserer Wirtschaft dazu führen müsse ,
daß mittlere und kleinere Betriebe den an sie gestellte»l An¬
forderungen nicht mehr gewachsen sind. Für die Gasellen - und
Lehrlingsausbildung könne nicht genug getan werben . Zu
begrüßen fei der staatliche Zuschuß für die Handwerlerbcra -
lungsstellen . Bon Bezirkswirtschaftsräten vermag sich der
Redner nicht allßuviel zu versprechen.

Mg . GrvhhanS (Soz .ft Auch wir sind der Meinung , daß
wir rückwärts wirtschaften . Die unmäßigen Gewinne können
nur die Folge ungesunder Wirtschaft sein als Begletterichei -
nung der Geldentwertung . Redner ncchm die Sl ^ raldemo-
featie gegen den Vorwurf der Sandwerkerferndlichkeii m
Schuh. Auf den Lebensmittelmärkten sei vom Zwischenhandel
schwer gesündigt worden . Redner warnte vor einer schadr -
,« ing unserer heimischen Schnitzereiindustrie durch Einziehung
in den Begriff Luxus . , . ^ , ,' A>bg . Dr . Herfnrth (Z .) : Der Staat muß den Handwerkern
«nt « die Arme greifen , sollen sie nicht untergehen . So lange
her Friedensvcrtrag nicht revidiert und der Markentwertung
Einhalt geboten ist , kann von befriedigenden Wrrt,chaftA,er -
Hältnissen keine Rede sein. Die Entwicklung des Bankwesens
in den letzten Jahren läßt den Schluß zu , daß die Banken
nicht mehr in dem Matze für die Volkswirtschaft sorgen wie
früher . Redner befürchtet eine Kreditkrise . Das Genosten¬
schaftswesen habe sich int Handwerk nicht bewährt ; im Zeichen
des Preisabbaues seien manche Genossenfchastcn zusammeu -
gebrochen . Das Handwerk müsse wieder zu seinem Sonder¬
recht kommen, welches es groß gemacht hat . Deshalb werde
auch die Durchführung der Pflichtorganisation für den Hand¬
werker gefordert . Die Lehrlingsfragc sei eine Erziehungs¬
frage . Die Hilfsdienstorganisation habe ans das Lehrliugs -
wesen zersetzend gewirkt . Die 'Sozialdemokratie möge ihre
Handwerkerfreundlichkeit durch die Tat beweisen.

Minister Remmrlc äußert sich über die Borschristen zur
Fernhaltung unzuverlässiger Elemente vom Handel . Die
Preisprüfungsstellen tragen immerhin zu einer gewissen Ver¬
ständigung zwischen Produzenten und Verbrauchern bei . Auf
»ein Wege über die Landesauftragsstelle können wir nichts
weiter wünschen , als daß viel Aufträge nach Baden kommen.
Was die Staffelung der Gütertarife für den Südwestett au -
langt , so werden wir uns weiter darum bemühen . Für die
Münchener Gelverbesiban kann die Regierung über 100 080
Älkrkt nicht hinansg .'hen . Die Frage der Bezirkswirtschafts¬
räte ist noch nicht spruchreif.

Nächste Sitzung Mittwoch vormittag 0 Uhr.
*

DZ . Karlsruhe , 22. März . In der heutigen Vormitt .,gs -
sitzung wurde die Gewerbedebatte fortgesetzt.

Abg . Mager (Dtl . ) verspricht sich von Selbsthilfe mehr als
von staatlicher Unterstützung Schuld an unser « Wirtschafts¬
lage feilen der Versailler Vertrag U>,d die Ersüllmigspokitik .
Eine Zwangsanleih « würde dem Kurs der Mark bei, Todesstoß
versetzen .

Abg . Röckel (Ztr .) behandelte die Lehrlingsfrage unter er¬
zieherischen Gesichtspunkten und führte im Zusammenhang
mit Eingaben zugunsten der Balutaschuldn « Mittelbadens
Klage über Refcrentcnwirtschaft und GeschäftsverschlePpung in
Berlin .

Abg . Stack (Soz . ) wünscht baldige gesetzliche Regelung der
Lchrverhätnijscs und fordert beschleunigte • Einführung der
Bezirkswirtschaftsräte , für welche die Frage der Abgrenzung
kein Hindernis bilden dürfte .

Minister Retnmelrr Di« Stellung der Regierung ist klar :
Werden 7 bis 8 Bezirkswirtfchäftsräte gebildet: fö ist es selbst»

setzung .
nyr wiro sie tzsitzuug abgebrochen . VA Uhr Fort -

Hrholnngsstundrit .
Die gestrigen Abendstunden brachten für den Landtag ein

angenehmes Intermezzo . Der Berwaltungsausschuß des
Landestheaters , der sich aus Vertretern der Regierung undder Stadt zusammensetzt. hatte die Abgeordneten zueiner „F t d e l 10 ' - A u f f ü l r n n g i m Landes -
! .. r « ' ‘' Sctnbfn, die dank de ausgezeichneicn Leistungensämtlich« Mlttvirkenden tiefen Eindruck hinterließ . Jm An-
schluß daran folgten Regierung , Landtag und Presse schvie eineAiqahl werterer Gäste einer Einladung des Stadt -

einem geselligen Beisammensein im
^ M , en an sehon stimmungsvoller SaalRevenrmimen durch ausgesucht schöne Blumen und

e
{£ f " lü ! ?

*
*

8 des Stadtgartens nochfreuichlrckc und reizvolle Rote erhalten batte ,
v e Beranstaltung , bei der Oberbürgermeister Finterder Stadt iu kurzen herzlichen Worten üe-

Einen harmonischen »nd angeregten Verlaus
bleibe, ,

^ ' lnehmeni s» angenehmster Erinnerung
*

Ber .chtrrftattnng über die Landtagsausschüsse.
Mehrere badische Blätter druckcn eine Notiz ' eines Kor-

reipoiidenzburos nach, welche die Forderung stellst daß die Be¬
richte über dte Sitzungen der Ausschüsse des Landtages nicht

"̂ ^ ärlther Zeitung", sondern allen Zeitungen des
zugeteu sollen . Zugleich werden einige jour -

0
"

. -c
" T " ' llESogenheiten gegen den Regierungsrat in der

itung, Abg . Weihmann , eingeslochten.Hierzu schreibt uns nun dieser : Die ungehörigen Angriffe»es «orrespondeuzbüros übergehe ich auch heute . In sachiit er
Beziehung aber ist zu sagen , daß der HaushaltSauSschuß überseme Sitzungen Berichte überhaupt nicht anSgibt . Er über -
tatzt es den einzelnen Abgeordneten, in ihrer Presse das zitv« - ffentliche>i , was sie für gut « achten . Diesen ilinstandmag man beklagen , mich dafür verantwortlich zu machen , istum deswilleit -ungerecht, weil ich wiederholt für die Heraus¬gabe von Sitzungsberichteil im HauShaltsansschuß eingetre -ten bin, bis jetzt sich aber tein Weg finden ließ, dieses Ziel zuerreichen, weil an den Sitzungen des Hausballsausschusses„ ur Abgeordnete teilnehmn dürfen ; die Presse als solche hatkernen Zutritt .

Wenn ich der „Karlsruher Zeitung "
, also deur keiner Partei

dienstbaren Regierungsargan , AusschußbericMe liefere , so ge¬
schieht es gerade aus dem Bestreben herairs , den Zeitungen ,soweit sie nicht von ihrer journalistischen Partcizentrale be¬
dient werden, den Nachdruck dieser Berichte zu ermöglichenund herbeizuführen , >vas die erwähnte Korrespondenz ver¬
langt . Ich sitze »cht als Mitglied der Preffeabteilung der
badische» Regierung im HauStzaltSausschnß, svndern als Ab -
gearduet« . Als solcher aber bin ich nicht verpflichtet, der aiut -
liche Berichterstatter des HaushaltsansschusseS zu sein ; es ist
deshalb völlig , deplaziert, wenil jene Korrespondenz meint ,
ich hätte als „beamteter Journalist ^ sämtliche Zeitungen des
Lande« Baden mit AuSschußbcrichlen zu versehen.

Der Grundgebübrentarik des Kadenwerks
kür Licdt- u . Irraktstorm , sowie seine

Kegrnndunlj.
Unter dieser Aussthrist wird uns im Hinblick auf die in der

letzten Zeit geübte, unzutrefseiide Kritik zur Aufklärung ge¬
schrieben :

Der Gruudgebührentarif setzt sich zusammen ans einer
jährlichen Gruiidgevühr und einer . Stromgebühr .

Die Grundgebühr muß die Beträge « bringen , die für Ber-
zlnsuiig, Abschreibung mid Unterhaltung der von dem Werke
« stellten , zur Umwandlung und Zuleitung lOrtstransforma -
toren und Ortsnetzes) nötigen Anlagen eriorderlich sind.

Nimmt man an , daß im llberlnndgebiet durchschnittlich von
den angeschlosseneu Lampen um' ein Drittel gleichzeitig benutzt
wird und die Erstellung vorgenannter Anlagen abzüglich der
dein Werk geleisteten Zuschüsse. 540 M . Kosten für jede gleich¬
zeitig benützte Lauche verursacht, so ergibt sich iür jede ange-
schlasseae Lampe ein Durchschnittsanfwaud des Überlandwer -
keS von 180 M . ; es entstehen somit dem Werke an Jahres -
kssteu 12,5 v . H . von 180 M . — 22,50 M . Diese

"
Jahreskosten

müssen durch die Grundgebühr gedeckt werden , sie kommt
einer Miete für die Benützung der Anlagen gleich , die seitens
des Werkes für jete angefchlossene Lampe erstellt werden müs¬
sen . Die Jahresausgaben in Höhe der Grundgebühr « wach¬
sen nun dem Werk unabhängig davon, ob die angefchlossene
Laurpe gar nicht , iveuig oder viel benutzt wird ; die Grundge¬
bühr muß daher von dem Abnehmer auch unabhängig voit der
Häufigkeit der Bciiützung bezahlt werden, genau so wie die
Miete fiir eilte » gemieteten Wohnranm bezahlt werden nruß ,
unabhängig davon ob der Mieter den Raum selten oder häti -
fig benützt.

Es ist beispiclsiveise ganz undenkbar, daß sich der Mieter
einer S- Zimincrwohnmlg ans den Standpunkt stellen könnte,
nur für ztvei Zimmer die Miete bezahlen zu wollen , weil er
die übrigen im Jahr nur selten benützt . Das Geld zur Er¬
stellung der Wohnränmc ist ausgewcndet, muß daher verzinst
und getilgt werde » ; genau so bei der vom Werke erstellten
elektrischen Anlage, die dem Almehmu die Benütz»,tg einer
Lamp« « »« glicht und die nicht einem anderen Abnehmer zu
gleich« Zeit zur V« ft>gimg gestellt werden kann , da sie sonit

doppelt so stark beinefsen fein müßte, d . h. vo,,t Badenwer »
etwa 200 Millionen Mark mehr aufzuiveiidrn gewesen wären .

Vorstehendem ergibt sich weiter, daß die Brennstuud »
für Lampen , die jährlich viel benühä werden , durch einen ge-
ringeren Anteil an der Grundgebühr belastet >vird, als für
Lampen , die jährlich selten benützt werde » , da sich die gletthe

'
Grundgebühr im ersten Falle ans viele , im letzten Falle auf
wenig Kilowattstunden verteilt .

D « Anteil an Grundgebühr für die Kilownttstult.de Licht¬
strum errechnet sich für eine Metallmdenlampe von durch ,
schnittlich 30 Kerzen.

bei jährlich 300 Brennstunde » zu 250 Pf ,
bei jährlich 400 Brennstunden zu 188 Ps .,
bei jährlich 500 Brennstunde » zu 150 Pf ,
bei jährlich 600 Brennstuiiden zu 125 Pf ,
bei jährlich 750 Brennst,, „ den zu 100 Pf .

Denselben Einfluß auf den Preis der Kiloivattstunde hn der
Grundgebührenlarif für Kraftstrom je nadt der jährliche» !
Be >iutzu »gsdau « eines Molars . Für einen Motor von 1 bis 3
Pferdestärken Leistung betrügt beispielsweise der <>>rundgebüh » -
reuaitteil für die Kiloivattstunde Kraftstrom :

bei jährlül ! 100 Arbeitsstunden >I' > Pf .,
bei jährlich ISO Arbeitsstunden *0 Pf .

Die gleiche Erscheinung ergibt sich übrigens auch bei Beiiüt .
zu» g irgend einer anderen , auch der tierischen Kraft . Wer ein
Pferd halten und fütterii muß und mit ihm täglich nur wenig
zu arbeiten hat , dem kostet die tierische P 'erdckraftstunde bei¬
spielsweise doppelt so viel als deinjenigc» , der sein Pferd tägg»'
sich doppelt so lange beschäftigen kann.

Der Grundgebührentarif ist somit durchaus gerecht , da JX
jeden Abnehmer so belastet, wie dieser das Werk belastet, d . h.
wie der Abliehmcr durch die Art seiner Slromcntiiahmc dem
Werk Unkosten verursacht.

Er hat außerdem den Vorteil , daß in Licht- und Kraftanla¬
gen mit Motoren bis zu 2 Pferdestärken die Messung deS-
Licht - und Kraftslromes durch eiucu einzigen Zähler erfolge»
kann und somit die Kosten für eiucu zweiten Zähler , sowie
für die Anlage einer gelrennten Licht- und Kraftleitung —■
heute jährlich einige hundert Mark — dem Abnehmer erspart
werden . II », die Gruudgebübr auf die einzelnen Monat « s«
zu verteilen , wie es dem Verbrauch an elektrischer Arbeit ent¬
spricht, kommt in den Soinmermonaien ein kleinerer, in de »
Winterinonaten ein entsprechnd größerer Anteil zur Erhe¬
bung , wie. dies auch bei dem Einzug der Zühlermiete gehand-
habt wird .

Tie Stromgebühr stellt die Vergütung des Abnehmers al *
Ersatz für den Aufwand des Werkes für die tatsächlich ver¬
brauchte Kiloivattstunde dar . Sie ist zurzeit auf 150 Pf . je
Kilowattstunde bemeisc » .

Da aber heute die Teuerung nun leider nicht stabil ist , son¬
dern sich ständig ändert , so muß — da nicht bei jeder Mark -
wcrtäirderulig neue Preise, herausgegcbe» werden können —
zu dem sich aus Grund - und Stromgebühr zusammengesetzten
Kilowattstundenpreis » och ein Tcuernugszufchlag . treten zuin
Ausgleich für die durch jede weitere Geldentwertung bedingte
Elhöhuiig der » ukosteu « es Werkes iu der Erzeugung , Fort¬
leitung und Abgabe des elektrischen Stromes .

Als Mnßstab für diese, ! Teuerungszuschlag dient der Preis
der Kohle, mit welchem erfahruugegeliiäß alle die Itukosten
eilws Elektrizitäisivertes bestiurinenden Faktoren gleichzeitig
steigen. Es muß sich sür jede Mark, um die der für 10 Tonnen
jeweils gültige Kohlenprcis höher als . in der Vorkriegszeit:
steht, ab 1 . April d . Js . der Lichtstrompreis um 0,0 ! 5, der
Kraftstrompreis um 0,025 Pf . je Kilowattstunde ändern .

Es ergeben sich somit bei einem .Kohlenpreis von 8000 M.
für die 10 Tonne » — wie er im Februar 1922 bestand - - fol¬
gende Durchschnittspreise:

für Lichtstronr bei 600 Brennstunde» jährlich — 635 Pf . )t
Kilowattstunde ,

für Kraftstrom bei 100 Arbeitsstunden jährlich = 410 Pf . je
Kilowattstunde . .

Die meisten Elektrizitätswerke, die ihre Anlagen noch in der
Vorkriegszeit erstellt haben - also um ei » Vielfaches billiger
als das Badenwerk die seinen erstellen konnte - müssen min¬
destens ebensoviel, meist sogar mehr verlangen ; in Karlsruhe
wurde der Lichtstrom kürzlich auf 800 Pf ., in Mannheim auf
780 Pf . für die Kiloivattstnnde erhöht . Weitere Erhöhungen . ^
find angekündigt.

Es ist nun interessant , »och festzustelleu , wie der Grundge¬
bührentarif den Abnehmer heute gegenüber der Vorkriegszeit
belastet .

Jm Jahre 1914 kostete die Kilowattstunde 56 Pf ., d . h. der
Landwirt mußte beispielsweise dafür den Erlös voll eitva 8
Eiern oder 3 >.-7 Liter Milch, bezw . der Arbeiter den Verdienst
ans etwa > '4 Arbeitsstunde aufwenden,

int Anfang des Jahres 1922 kostete stc 635 Pf -, d . h . der
Landivirt muß dafür den Erlös von nur ettva 2 bis 3 Eiern
oder 2 Liter Milch , bezw . der Arbeiter den Verdienst aus nur
etwa einer halben Arbeitsstunde aufwendeu.

Der Preis für Licht- uiid Kraftstrom ist somit nicht iw dem
Maße gestiegen , wie die Kaufkraft des Geldes gesunken ist.
Demzufolge betrage» beispielsweise heute auch die Betriebs¬
kosten einer Petroleumlampe ' das achtfache derjeuigen einer
elektrischen von gleicher Lichtstärke .

Die Verbrailcher versuchen nun vielfach an Hand einzelner .
Monatsstroiiircchnnngen den Durchschilittspreis der bezo,gei>e »
Kiloivattstiuide zu ermttteln , was keilte » richlige.it Wert erge¬
ben kann itttd daher zu ein « falschen Beurteilung des Gruild -
gcbühreiitarifes führe» muß. Da sich, wie oben gezeigt, die
Grundgebühr aus sämtliche vom Verbraucher innerhalb eineD
Jahres bezogene Kilowattstunden verteilt, kau» der bezahlte
Durchschnittspreis nur dadurch richiig ermittelt werden, daß
man die Beträge all« innerhalb eines Jahres bezahlten Mo-
natsrechnungen teilt dürch die Anzcthl sämtlicher innerhalb
ettieS Jahres verbrauchten Kilotoattstunden. So beschnwrtc sich
beispielsweise ein Abnehmer, daß er in zwei Monaten , in tvel-
cheil er nur zwei Kilowattstunden verbraucht bat, sür 8 Lam¬
pen insgesamt 69 M,, d . i . für die Kilowattstunde 34,50 M.
bezahlen mußte . In Wirklichkeit hatte er innerhalb des be¬
treffenden Jahres insgesamt 193,30 M . bezahlt und , da er
dafür 45 Kilowattstunden bezogen hatte , kostete ihn die Kit»« ,
Wattstunde im Jahresdurchschnitt nur 430 Pf .

Gewerkscdattsvertretung im Arbeits -
Ministerium .

Zw der von der „ Süddeutschen Zeitung" gebrachten Nach¬
richt über die Berufung des Ardeitersetrerärs Dietrich »
Pforzheim , in das Arbeitsmiilistcrium gibt uns die Presste
äbteiluitg der Bad . Regierung folgende. Auftlärtuig :

Nacĥ d « politischen Umivälzung hatte der Badische Landtag
boschlossen , daß in das Arbeitsministerium 2 Beiräte aus den.
Gewerkschaften bertifen werden. Die Regierung wählte j«
einen Vertreter auS den freien und christlichen Gewerkschafte» .
Der eine dieser beiden, Regierungsrat Prull , ist vor wenige»
Wochen ausgeschiede», um eine Stelle im Genossenschaftswesen
anzunehrnen . Es wurde deshalb ein Nachfolger aus der Herrn^
Prüll nahestehenden Geltierkschast . ersordertich und Herr » -
Dietrich,' vorkäitfig außer,vlaumäßig, dies« Stelle öchertragen«



■Weuorgameation der Veiuksberatting
in Laden.

P . A . Vor kurzem fand im Badischen Laudesamt für Ar¬
beitsvermittlung Karlsruhe eine größere Besprechung über
die Reuorganisatioic der Berufsberatung in Baden statt . ES
waren dabei vertreten : das ArbeitSministerium , das Unter -
rl'chtsininifteriuui , das Ministerium des Innern und das Lan -
desgewerbeaint , das Gewerbeaufsichtsamt, di« Hauptfürsorge¬
stelle für Kriegsbeschädigte, die Landwirtschaftskaminer , der
Bad . Handwcrkskainniertag . der Bad . Industrie - und Handels¬
tag , die Ärztekammer. die drei Kirchen , der Verband bad. Ar-
beitriiachroeise, die Gewerkschaften, der Landesverband Bad.
Gewerbe- und Handwrr -' rvcreinigungen und eine Vertreterin
der Frauen .

Rach längeren Beratungen ergab sich volle Einmütigkeit der
Versammlung darüber , daß den « Landesamt für Arbeitsver¬
mittlung die Zentralstelle für Berufsberatung in Baden über¬
tragen werden solle . Doch ist in keiner Weise beabsichtigt , daß
das Landesamt die ganze Berufsberatung an sich heranzieht
oder gar in die gesetzliche Regelung des Lehrlingswesens ein-
greist . Vielmehr soll die Berufsberatung nach Möglichkeit
dezentralisiert werden. So soll in den großen Städten bei den
städtischer » Arbeitsämtern , soweit dies noch nicht der Fall ist,
jeweils eine besondere Berufsberatungsstelle eingerichtet und
dieser in denr betreffenden Orte eine gewiffe Monopolstellung
eiugeräumt werden. Wo von anderer Seite bereits Vorarbeit
«ms dem Gebiete der Berufsberatung geleistet worden ist, soll
diese in weitestem Maße nutzbar gemacht werden und beson¬
ders in den kleinen Orten eine möglichst organisatorische Zu¬
sammenarbeit zwischen den Arbeitsnachweisen und etwa schorr
bestehenden Bevatungsstellerr zur Durchführung kominen. Dem
Landesamt für Arbeitsvermittlung bleibt diese Aufgabe Vor¬
behalten, ohne selbst praktische Berufsberatung zu treiben ,
alle Maßnahmen zur Forderung der Berufsberatung und
Lehrstellenvermittlung zu unterstützen.

* Zum planmäßigen weiteren Ausbau der Beratung erschien
vor allem eine Mitarbeit säintlicher interessierter Kreise in
stärkstem Maße erforderlich. Es ist daher vorgesehen, dem Lan -
deSamt für Arbeitsvermittlung eiiren besonderen Beirat für
Bernfsberaturrg anzugliederu und in derselben Art auch Fach¬
ausschüsse für Berufsberatung bei den einzelnen Arbeitsnach¬

weisen z« schaffen . Zur Berufsberatung auf dem Lande sol¬
len Geistliche und Lehrer gewonnen werden als die dazu be¬
rufensten Vertreter .

Irurze « acbncbten aus Laden.
BerkrhrSfprrren .

Wegen Überfüllung ist Annahme von Eil - und Frachtgut -
laduugen jeder Art nach Etzdtkuhne » Ort urr» Übergang der-
boten . Sperren Frachtgutwagenladungen Übergang Falken-
ber< und Eil - und Frachtstückgut sowie Sammelladungen nach
Brüssel und Scharrbeck sind aufgehoben.

DZ . Fnrtwangen , 18 . März . Da die Erledigung der mit
der Errichtung des Triberger Kraftwerkes im Zusammenhang
stehenden Arbeiten auf die Dauer nicht von der »orberritenoen
Kommission resp. dem Bürgermeisteramt in Triberg bewältigt
werden kann, ist die Anstellung eines Geschäftsführers für des
Triberger Großkraftwerk beschlossen worden. In die Koste .,
teilen sich die vier Gemeinden Hornberg , St . Georgen, Tri¬
ller- «nd Furtwange » zu gleichen Teilen . Der Bürge raus -
schuß von Furtwangen hat den Furtivanger Anteil von 30 000
Mark in seiner letzten Sitzung bewilligt . Als Geschäftsführer
ist Diplomingenieur Kober, bisher bei den Friedr 'chshafener
Flugzeugwerken , in Aussicht genommen . Ferner wurden
20 000 Mark dem Diplomingenieur Flügel überwiesen in An¬
erkennung der tvährend 14 Jahre hindurch für das Kraftwerk
geleistet-en Vorarbeiten , die bisher in keiner Weile vergütet
worden sind .

Titerarilcbe Neuerscheinungen .
Stenerlich zweckmäßige Gesellschaftsformen. Ist die Um¬

wandlung von Ge seil schaftsformen aus
steuerlichen Gründen ratsam ? Bo» W . Beuck ,
Steuershudikus in Berlin -Zehlendorf . Zweite, »ermehrte und
verbesierte Auslage. Berlin , 1901 . Jnduistrieverläg Spaeth
und Linde, Fachbuchhandlung für Steuerliteratur . 100 Sei¬
ten . Preis br . 10 M . 20 Pf .

Seit dem Ausgang des Jahres 1920 tritt eine starke Um¬
wandlungtendenz bei den Uirternehmungsforme » in Industrie
und Handel zutage, die sich meist aus steuerlichen Gründen

erklärt , zum Teil «Set auch aus dein Bestreben, bei der Un¬
gewißheit der gegenwärtigen und künftigen Wirtschaftsver-
hältniffe den Unternehmer von der unbeschränkten Haftung
zu befreien . In -er Hauptsache handelt es sich um die Um -
warsdtung der Eiuzelfirma und offenen Handelsgesellschaft in
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder Aktiengesell¬
schaft . Die hier gegebene Darlegung der maßgebenden freuet«
und handelsrechtlichen Bestimmungen , sowie der für und ge¬
gen eine Umwandlung sprechenden Erwägungen ! ivird dem,
Unternehmer , der zu einer solchen Umwandlung öder zu einer
Gründung schreiten will, nützliche Fingerzeige für seine Ent¬
schließung bieten.

Steuerlleratung . Sammlung für praktische Si «uecbecak»ng
des Kaufmanns . Heft 6 : Reklamation gegen die
Steuerveranlagung . Bon Dr . Helmuth Klotz .
Frankfurt am Main . Aister -Verlag^ G . m. b . H . Meißen .
39 Seiten . Preis 6 Mi.

Der Verfasser, der auch jdwn beachtenswerte Aussätze über«
zeitgemäße steuercechtliche Fragen in der Deutschen Struer -
zeitung (Jahrgang X . Seite 214 und 286 ) veröffeniilicht hat«
gibt eine klare und übersichtliche Darstellung des Rechtsmittel -
Verfahrens und der smsstigen dem Steuerpflichtigen gegebenen
Rechtsbehelfe bei der Steuerveranlagung . Die Schrift wird
nicht nur für die kausrnännischen Kreise , au die sich die Samm¬
lung belehrender Eiirzelschriften in erster Linie wendet, son¬
der«, für jeden Steuerpflichtigen von Nutze », sein , der sich
-über die seinenr Schutze gegenüber den Steuerbehörde » die¬
nenden Vorschriften oer Reichsabgabenordnung und über ein
sachgemäßes Verhalten im Steuecprozeß in Kürze und zu¬
verlässig unterrichten will . —o—

TftdU« btt . ftint .fparfam
ßaffee -Cffcitf
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Hmtlicfte Kekanntnmchungen.
Die Bekämpfung der Maul - « nd Klauenseuche

betreffend .
Nachdem in der Gemeinde Blankenloch die Maul¬

und Klauenseuche ausgebrocheu ist . werden folgende
Anordnungen getroffen : M . 533

A . Sperrbezirk .
Das Gehöft des Karl Barth . Ezgensteinerstr . 8,

bildet einen Sperrbezirk i . S . der §§ 161 ff. der Aus¬
führungsvorschriften des Bundesrats zum Reichsvieh¬
seuchengesetz . •

B . Beobachtungsgebiet.
' Um den Sperrbezirk (A ) wird ein. Beobachtungsge¬
biet im Sinne der §§ 165 ff . der Ausführungsvor¬
schriften zum Reichsviehseuchengesetz bestehend aus
der Gemeinde Blankenloch mit Gemarkung gebildet.

C. 15 km Umkreis.
In den Umkreis von 15 km vom Seuchenort Blan¬

kenloch entfernt (8 168 der Ausführungsvorschriften
zum ReickMiehseuchengesetzt , fallen folgende Gemein¬
den :

:, ) Vom Amtsbezirk Karlsruhe : Eggenstein, Fried¬
richstal . Graben , Hagsfeld, Hochstetten ,

' Leo¬
poldshafen , Linkenheim. Spöck. Staffort , Teutsch -
neureut . Welschneureut.

d ) Vom Amtsbezirk Durlach : Durlach Stadt . Berg¬
hausen . Grötzingen, Jöhlingen , Söllingen , Wein¬
garten , Wöschbach, Wolfartsweier .

~ c ) Vom Amtsbezirk Bruchsal : Bricchsal Stadt , Bü¬
chenau , Heidelsheiin, Helinsheim, Ober - und
Untergrombach.

d) Vom Amtsbezirk Breiten : Dürrenbüchig , Gon-
delshcim und Wössingen.

Für den Sperrbezirk , das Beobachtungsgebiet und
den 15 km Umkreis gelten die gemeinsamen Vor¬
schriften der 162 bis 464 der AuSf.- Vorschr . zum
Viehs.-Gesetz.

Karlsruhe , den 18 . März 1922.
Bezirksamt Abt. II . O . Z . 33 .

Bachschau a « der Alb betreff «« ».
Die diesjährige Bachschau an der Alb auf Geinar -

kung Karlsruhe findet statt :
am Samstag , den 25 . März , vormittags 10 Uhr,

am oberen Ende der Gemarkungsstrecke des Bachlaufs
beginnend bis zum Stefanienbad in Beiertheim ,

an, Montag , den 27 . März , vormittags 8 Uhr
vom Stefanienbad bis Maxau . Mi . 534

Karlsruhe , den 21 . März 1922 .
Bezirksamt ITT . 0 . 3 . 34

Badisches Landestheater.
Donnerstag , 23 - März . 6‘/s—10 Uhr . Mk . 25-—.

Theater -Gemeinde B .V .B . Nr . 2101 —2300.
Judith .

Ich kaufe noch
Donnerstag , Freitag , Samstag
Schmucksacben in Gold, Silber, Platin, Edelsteine, Farl>-
„teiiM . Brillanten, Perlen, speziell Smaragden .
Gebisse , Zähne, Uhren , Ketten , auch von Händlern

zu höchsten Auslandspreisen .
Firma Fuera , Hotel National

KriegstraSe 901 , 9 —12 und 2— 6 Uhr.

Kaufmann
per sofort wird gesucht vom Kommuualverbautz
Schönau I . SSiesental ( Baben ).

Rur kaufmännisch durchgebildete Herren mit guten
Zeugnissen, die evtl- die Geschäftsführung nach einiger
Zeit übernehmen könnten, wollen sich melden. Frühere
Angestellte eines Kommunalverbandes erhalten den
Vorzug- A -126

Bewerbungsschreiben mit Zeugnissen und Bild er¬
beten.

Kammunalberbaud .

■niimintimnnittimiiu,iiiiniTnmuwmHiiniiimimmiini«niniiiiimiuiii

I

in bewährter Gate
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlung
oder auf Teilzahlung .

K .SS7

Eigene Verkaufsstellen:
KARLSRUHE. Karlfriedrichstr. 92.
FREIBURG, Kaiserslrafie 27
BRUCHSAL, Gewerbehalle au Mark *
PFORZHEIM, Theaterstr . 16.
OFFENBURG, Steinetr. 2.
MOSBACH , Haupt8tr . 12.
SINGEN a. H . , Sobeffelstr. 25 .
KONSTANZ, Rofigartenstr. 31.

. . — . . - . iiiiiiniiiiiimiinimnm iiiii

| BADISCHER BAUBUND IS I
Gemeinnütziger Mfibelvertrieb I

| Tet .ptM. 5t57 Karlsruhe
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am Ramtsllplatz

INlWMWgW .
Im Handelsregister vom 20. März d . I . (Nc . 07

der Karlsruher Zeitung ! »nutz es unter M . 425 Amts¬
gericht Karlsruhe Firma F . Menzer , Chemische Fabrik
G . m. b. H ., Zeile 25 heißen:

Stammkapital 300000 M.
(nicht 30000 M .l.

Kiikgerlilhk Nechtsyslege.
a . Streitige Genchtsdartelt.

M .506 .2 . Karlsruhe .
Der Friseur Heinrich
Schaprr in Karlsruhe ,
Rankestraße 7, 1 . Stock,

Prozeßbevollmächtigter :
Rechtsariloalt Dr . Walther
Weill in Karlsruhe , klagt
gegen seine Ehefrau Ka-
roline geh. Knorr , früher
zu Moulins bei Metz , z.
Zt . unbekannten Aufent¬
halts . auf Grund der 88
1587 Abs. 2 B <AB. unter
der Behauptulrg , daß die
Beklagte den Kläger »m
Jahr « 1913 Plötzlich und
ohne Grund verlassen und
sich gegen den Willen des
Klägers in Löslicher Ab¬
sicht von der häuslichen
Gemeinschaft fernhalte ,
mit dem Anträge auf
Scheidung der unterm 2.
April 1912 in Metz ge¬
schlossenen Ehe der Par¬
teien aus Verschulden der
Beklagten.
Der Kläger ladet die Be¬

klagte zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 4. Zivilkam¬
mer des Landgerichts zu
Karlsruhe auf Mittwoch,
den 21. Juui 1922, vor-
mittagS 9 Uhr, mit der
Aufforderung .̂ sich durch

einen bei diesem Gerichte
zugelaffenen Rechtsanrval,
te als Prazeßbevollmäch-

tigten vertreten zu lassen .
Karlsruhe . 16 . Diarz 1922.
Der Gerichtsfchreiber des

Landgerichts.

Bahnsteighersteüung im
Bahnhof Psorzheim , be¬
stehend aus ettva 700 m
Bahnsteigeinsaffung ohne
Sieinlieferung aus Beton-
frmdalnent und 1800 gm
Betonschichte , öffentlich zu
vergebe»«. Bödingnisheft
auf Zinmrer 7 unserer
Diensträuine Luisenstr . 2,
zur Einsicht; dort auch
Abgabe von Angebotsvor-
drucken ; kern Versand nach
auswärts . Angebote mit
entsprechender Aufschrift

spätestens bis Montag ,
de« 3 . April d . J >, vormit¬
tags lik Uhr , verschlds-
sen »cnd posffrei an uns
einzureichen. Znschlags-srist
3 Wochen . M .532 .2 .1
Pforzheim , 18. März 1922.

Bahnbauinsprktion .

Kadifch - Pfälzischer
GrprrKgntlarif .
Mit! sofortiger Gültig¬

keit erhält die Besondere
Ausführungs -Bestimmung

2 (1 ) zu § 49 Eisenbahn¬
verkehrsordnung . Seite 8
des Tarifs , nachstehende
Fassung : , 2 ( 1 ) Die Fracht
»vird auf Grund der durch

Zusammenstoß der
Schnittentfernungen in

den Abschnitten A—0ge¬
bildeten Gesamtentfernung
nach den «Expreßgutsätzen
der jetveils gültigen
PreisberechnungsAffel für
Personen ,usw . gerechnet.
Karlsruhe , 21 . März 1928 .
Eisenbahnsrneraldirektie ».

Zentral -Gütereechts -Register für Baden .
Baden . M .457

Güterrechtsregisterein -
trag Band II Seite 471 —
Spieß » Otto , Kaufmann in
Baden -Baden , und Marie

Rvsetti -Solescu •— :
Durch Vertrag vom 14.
Februar 1922 ist Güter -
trennuug vereinbart .

Baden . 11 . März 1922 .
Der Gerichtsschreiber des

Amtsgerichts.

Bruchsal. M .551
Im Güterrechtsregister

B IM S . 73 »vurde ein¬
getragen : Hermann Bogt,
Schuhmacher in Bruchsal,
und Ludwig Wagner Wit¬
we G»mna geb . Holzer.
Durch Vertrag vonl 2t .
Februar 1922 ist die Gü¬
tertrennung nach den 88
1426 ff. des BGB . verein¬
bart .

Bruchsick, 29. März 1922 .
Bad. Amtsgericht.

Vertrag vom 11 . März
1922 . Miterirennung .

Kehl . 15. März 1922 .
Oierichtsschreiberei des

Amtsgerichts.

N, »tzholz - Bcrstrtserung
des Forstamts Reckar -
fchrvarzach an » Montag ,
den 27. März , vorm. 19 >-
Nhr» irn Gasthaus znur
„Löwen" in Sch:oauyeim
aus den Distrikten J >r »»g-
bolz , Schloßberg. Uel,er¬
bau, Hansenwiesen. Kol¬
ben und Hirschbrülrnl : :

Stammholz : 9t Eichen
(3 1 , 9 II . 29 III . 18 I V.
12 V, 29 VI ) . 28 Buchen
(1 I . 7 II . 18 ljl , 2 IV ) ,
I Ahorn .V, 7 Erlen VI ,
II Birken V und VT .
Stangen : 40 Baustangen

II , 10 Hopfenstangen 1 u.
11 eichen Wagnerstangen .

Rutzschichtholz : 91 Ser
Scheiter u . Rollen ( 19 hu,.
10 hbu., 45 eich ., 1 ah., 16
erl .) . M.543

Schlagraum : 13 Lose,
geschätzt zu 250 Wellen.

Personen ohne Handels«
erlaubnis »oerden zur
Steigermrg des Nutzholzes
nicht zugslaffen . . Borzeiger
die Forstwarte : . Heiß-

Neunkircheir (Distrikt
Jungholz , Scistoßberg und
Ueberhau) , Münz -Schwan-
heim (Hansenwiese) , Zim¬
mermann - Schürrbru im

(Kolben) , Heiß - Schön-
brurm (Hirschbrünnle) .

\ Eppingen . M .498
Güterrechtsregistereinl

! trag Band l Seite 392 :
Sech, Friedrich Flasch-

nerineister in Adelshofen,
urch dessen Ehefrau , Lina
geh . Doll . Durch» Vertrag
vom 4. März 1928: Er -
rungenschaftsgemeinschnft.

Ebingen . 15. Mär , 1922 .
Amtsgericht. Der Gerichts-

fchreiber.

Gernsbach. M .552
Güterrechtsregister Bd .

I Seite 408, Engen von
Müller , Kauftsknin in

Gernsbach, und (5m . it«
Spielmarin in Kivpeu-
heim.

Durch Ehevcrtrag von -
9 . März 1923 wurde Er¬

rungenschaftsgemeinschaft
gemäß 8 1519 ff . BGB .
vereinbart mit Pocbe»
haktsgut der Frau .
Gernsbach, 16. Mär , 1922.

Bad . Amtsgericht.

Kehl . M .47»
Güterrechtsregisterein -

trag Band l Seite 363 :
Zache, Bruno , Unterdele¬
gierter füe Schiffahrtsan -
geiegenheiten in Kehl ,
und Anna geb. Ueverhorst.

Mannheim . M .528
Zuin Güterrechtsregister

Band XIV »vurde heute
eingetragen :

1 . Seite 457 : Matzinger,
Er»lst, Bauschlosser , und
E in in a Christin« gebo¬
rene Sommer in Mann¬
heim. Durch Vertrag v.
2 . Dezember 1919 ist Gü¬
tertrennung nach Ziffer
241 ff. Artikel 179 Abs. 2
des schftveizerifchen Zivil¬
gesetzbuches vereinbart .

2 . Seite 458 : Bender,
Karl , Kaufmann , u . Ger -
trude . geb . Hammer in
Mannheim . Vertrag vom
17. Februar 1922 . Güter¬
trennung .

3 . Seite 459 : Rehmann ,
Johann gen. HanS, So -
da'.vasserfadrikaiit , u . An¬
na geb . Bvehrn in Mann -
heini. Vertrag vom 21 .
Februar . Gütertrennung .

4 . Seite 469 : Kohet»
Seuon , Diplomingenieur ,
und Eugenie geb . Radke
in Dcknnheim. Verivag v.
25 . Februar 1922 . Güter -
trennuicg.

5 . Seite 461 : Klein,
Otto, Kauftnami , und
Maria geborene Bruch tu
Mannheim . Vertrag vom
3. -März 1922 . Güi 'eriren -
uung .

6 . Seile 462 : Schmitt,
Johann Adam, Diensl -
äinun, und Amalie geb.
Merz in Mannheim . Ver¬
trag vom 6 . März 1922 .
Gütertrennung .

7 . Seite 463 : Schnitzer,
Heinrich, Kaufmann , und
Anna Maria gelb. Prefi
in Mannheim . Vertrag v.
7 . März 1922 . Güter¬
trennung .

8 . -Seite 464 : Joh , Karl,
Kaufmann , u . Wilhelmi -
ite gdb . Neudeck in Nkann -
heiml . Durch Vertrag vorn
3 . Mär ^-. 1922 ist Ercun -
genschaftsgemeinschaftver-
eiu-bart . Borbehaltsgut der
Frau ist ihr in 8 2 be-

zeichnetes Vermögen, fer¬
ner alles , was sie künftig¬
hin von Todeswegen oder
mit Rücksicht auf ein küns-
tites -Erbrecht, durch
SHenkung, als Ausstat¬
tung öder auf sonst ir¬
gend eine Weise erwirbt .

9. Seite 465 : Schmitt ,
SebastilN», Schneiderniei-
ster, und Elisabeth gebo¬
ren« Trösten in Mann¬
heim . Durch Vertrag vorn
14. März 1922 ist Errun -
genschaftSgenieinschaf !! ver -
eirchart. Vorbehaltsgut der
Fra », ist ihr gegenwärti¬
ges Vermögen — 8 2 —
und alle*, was sie künftig
auf irgend eine Weise er¬
wirbt .

10. Seite 466: Ygktz,
Jakob , Maurer , «mb Ma¬
ria geb. Feucht in Mann -
heün . Der Mann hat das
-der Frau gemäß 8 135?
BGB . zustehende Recht ,
mirerhalb ihres häuslichen
Wirkungskreises die Ge¬
schäfte des Mannes für
ihn zu besorgen und ihn
zu vertreten , ausgeschlos¬
sen .
Mannheim , 18 . März 1982 .
Bad. Amtsgericht B.G . 4.

Schwetzingen. M .529
Güterrechtsregisterern -

trag Band II Seit « 395 :
Bar » , Oskar . Schlosser in
Plarftsta -dr, tn : 5 Karoline
geb . Hungerte . Vertrag »-
2. Mürz 1922 . —
trennung .

Schwetzingen,
den 17 , März 1922 .

Amtsgericht 2 .

Wertheim . M .49S
Güterrechtsregisterein¬

trag Band II Seite 64 :
Georg Michael Heß III »
Landwirt u . Wagner in
Höhefech , und Eva Karoli-
na gev . Hüfner daselbst .
Vertrag vom 15. Februar
1922 . Gesetzliches Güter¬
recht aufgehiBen . Etrun -
genschastsgemeirrschaft g-r
mäß 88 1519 ff. BGD .

'
Das im 8 2 des Vertrags
beschri -'bene Wohnhaus
ustv . ist Gesamtgut .
Werrbeiin . 10. März 198».
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